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Genehmigung des Braunkohlenplans „Garzweiler II, Sachlicher Teil-
plan: Sicherung einer Trasse für die Rheinwassertransportleitung“  
hier: Herstellung des Benehmens nach § 29 Landesplanungsgesetz 
 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

dem Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 

liegt der vom Braunkohlenausschuss in Köln am 6. Dezember 2019 auf-

gestellte Braunkohlenplan „Garzweiler II, Sachlicher Teilplan: Sicherung 

einer Trasse für die Rheinwassertransportleitung“ zur Genehmigung nach 

§ 29 Landesplanungsgesetz (LPlG) vor. Der Braunkohlenplan sichert ins-

besondere eine Leitungstrasse für eine Wassertransportleitung vom 

Rhein (bei Dormagen-Rheinfeld) bis zum RWE-Betriebsgelände (bei Gre-

venbroich-Frimmersdorf). Die Heranführung von Rheinwasser mittels ei-

ner Transportleitung wurde bereits im Braunkohlenplan Garzweiler II von 

1995 festgelegt. Das Rheinwasser wird nach Beendigung des Tagebaus 

und der Einstellung der Sümpfungsmaßnahmen für die beschleunigte 

Wiederanreicherung des Grundwasserleiters und zur Restseebefüllung 

benötigt. Darüber hinaus soll es ab Anfang der 2030er Jahre unter ande-

rem eine ausreichende Wasserversorgung für den Erhalt schützenswer-

ter Naturräume sicherstellen, da das dafür verfügbare Dargebot an Sümp-

fungswasser abnehmen wird.  

Das Genehmigungsverfahren hat folgenden Ablauf genommen (Bericht 

nach § 29 Absatz 1 Satz 2 LPlG): 

 Der aufgestellte Braunkohlenplan wurde am 23. Dezember 2019 von 

der Landesplanungsbehörde allen Landesministerien und dem für 

Raumordnung zuständigen Bundesministerium (Bundesministerium 

des Innern, für Bau und Heimat) zugeleitet. Ihnen wurde die Möglich-

keit gegeben, die vorliegenden Planunterlagen bis zum 14. Februar 

2020 zu prüfen. Im Rahmen dieser Beteiligung wurden keine fachli-

chen Bedenken gegen den Plan vorgetragen.  

fernande
Parlamentspapiere
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 Auch die allgemeine Rechtsprüfung des Braunkohlenplans und die 

Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen nach § 29 Absatz 2 

LPlG durch die Landesplanungsbehörde kamen zu dem Ergebnis, 

dass der Plan den gesetzlichen Anforderungen entspricht und zu ge-

nehmigen ist. 

 Im Anschluss an diese Prüfung hat die Landesplanungsbehörde den 

Entwurf des Genehmigungserlasses erarbeitet. Dieser wurde den 

fachlich zuständigen Landesministerien (Ministerium für Heimat, Kom-

munales, Bau und Gleichstellung, Ministerium für Verkehr und Minis-

terium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz) am 

20. Mai 2020 für das Einvernehmen nach § 29 Absatz 1 Satz 1 LPlG 

zugeleitet. Ihr Einvernehmen liegt vor.  

Der Braunkohlenplan „Garzweiler II, Sachlicher Teilplan: Sicherung einer 

Trasse für die Rheinwassertransportleitung“ kann somit genehmigt 

werden, sobald das nach § 29 Absatz 1 Satz 1 LPlG erforderliche 

Benehmen mit dem für die Landesplanung zuständigen Ausschuss des 

Landtags vorliegt. Dazu bitte ich Sie, den beiliegenden Genehmigungser-

lass an den Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung wei-

terzuleiten. 

Die auf Bundesebene erfolgende Gesetzgebung zum Kohleausstieg und 

der dort für die Braunkohleverstromung vorgesehene Stilllegungspfad ha-

ben im Übrigen keinen Einfluss auf das Erfordernis einer Rheinwasser-

transportleitung für Garzweiler II. Es werden sich in Folge zwar Änderun-

gen in der nordrhein-westfälischen Braunkohlenplanung ergeben und die 

Landesregierung wird eine neue Leitentscheidung für das Rheinische 

Braunkohlerevier vorlegen. Die Rheinwassertransportleitung bleibt aller-

dings in jeder erdenklichen Fallkonstellation aus ökologischen, wasser-

wirtschaftlichen, bergbautechnischen und landesplanerischen Gründen 

erforderlich. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart 

 
Anlage: Genehmigungserlass (Entwurf) 
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50606 Köln 
 

E N T W U R F 
 
 
Braunkohlenplan Garzweiler II, Sachlicher Teilplan:  
Sicherung einer Trasse für die Rheinwassertransportleitung 
 
Genehmigung nach § 29 Landesplanungsgesetz (LPlG) 
Bericht der Bezirksregierung Köln vom 18.12.2019, Az. 32/64.2-10.4 
 
 

I. 
Genehmigung 

Im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Landesministerien und 
im Benehmen mit dem Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landes-
planung des Landtages Nordrhein-Westfalen genehmige ich hiermit ge-
mäß § 29 Abs. 1 und Abs. 2 LPlG vom 03.05.2005 (GV. NRW S. 430), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.10.2016 (GV. 
NRW. S. 868), den vom Braunkohlenausschuss am 06.12.2019 aufge-
stellten Braunkohlenplan Garzweiler II, Sachlicher Teilplan: Sicherung 
einer Trasse für die Rheinwassertransportleitung. 
 
Die Bekanntmachung der Genehmigung im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen nach § 14 Satz 1 LPlG werde ich 
nach Mitteilung des Datums der Ausfertigung veranlassen. Mit der Be-
kanntmachung wird der Braunkohlenplan wirksam. Der Braunkohlenplan 
ist mit seiner Begründung und der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10 Abs. 3 Raumordnungsgesetz (ROG) bei den Regionalplanungsbe-
hörden, bei den Kreisen und Gemeinden, auf deren Bereich sich die 
Planung erstreckt, zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten (§§ 10 Abs. 2 
ROG, 14 Satz 3 LPlG). Der Genehmigungserlass ist in die Druckfassung 
des Niederlegungsexemplars aufzunehmen.  
 
Es wird um Übersendung eines Exemplars für meine Akten gebeten. Auf 
§ 5 Abs. 1 ROG weise ich hin.  
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II. 

Erläuterungen zu den Genehmigungsvoraussetzungen 

Die Genehmigung eines Braunkohlenplans ist nach § 29 Abs. 2 LPlG zu 
erteilen, wenn er zur Sicherung einer langfristigen Energieversorgung 
erforderlich ist und die Erfordernisse der sozialen Belange der vom 
Braunkohlentagebau Betroffenen sowie des Umweltschutzes angemes-
sen berücksichtigt. Die Voraussetzungen liegen hier vor. 
 
 
1. Sicherung einer langfristigen Energieversorgung: 

Gegenstand des zur Genehmigung vorgelegten Braunkohlenplans ist 
die raumordnerische Sicherung einer Trasse für den Bau einer Wasser-
transportleitung vom Rhein, einschließlich einer Entnahmestelle und ei-
nes Pumpbauwerks am Rhein, bis zum RWE-Betriebsgelände bei Frim-
mersdorf. Die Erforderlichkeit einer Rheinwassertransportleitung wurde 
bereits im Braunkohlenplan Garzweiler II vom 31.03.1995 (s. Braunkoh-
lenplan Garzweiler II, insbesondere Kapitel 2.5,) festgelegt.  
 
Die Genehmigungsvoraussetzung der Sicherung einer langfristigen 
Energieversorgung folgt bereits aus der Teilumsetzung von Garzweiler 
II, dessen Auswirkungen zu bewältigen sind. Dieses Erfordernis besteht 
insbesondere auch im Hinblick auf den vorliegenden Braunkohlenplan 
Garzweiler II und das zu diesem Plan vorbereitete Änderungsverfahren. 
Der Tagebau hinterlässt durch Auskohlung und Verbringung von Mas-
sen zur vollständigen Verfüllung nach Garzweiler I ein Restloch, das nur 
als See rekultiviert werden kann. Dieser ist aus bergbautechnischen 
(standsichere Tagebauböschungen während der Befüllung) und landes-
planerischen Gründen (Wiedernutzbarmachung der Oberfläche inner-
halb eines überschaubaren Zeithorizonts, gute Seebeschaffenheit) mit 
Fremdwasser zu füllen. Weiterhin ist die Zuführung von Fremdwasser 
ebenso aus ökologischen (ausreichende Versorgung der schützenswer-
ten Naturräume im Nordraum bzw. insbesondere im Schwalm-Nette-Ge-
biet) und wasserwirtschaftlichen Gründen (Sicherstellung von Ersatz- 
und Ausgleichswasserlieferungen) geboten. Denn das dafür verfügbare 
Dargebot an Sümpfungswasser wird absehbar – nach derzeitigen Pla-
nungen ab ca. 2030 – sinken. Dieses Mengendefizit gilt es auszuglei-
chen. Mit der Heranführung von Rheinwasser wird zudem die Wieder-
auffüllung des entleerten Grundwasserleiters „Venloer Scholle“ gezielt 
beschleunigt werden können. 
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2. Umweltschutz: 

Im Rahmen des Braunkohlenplanverfahrens wurden für die Rheinwas-
sertransportleitung eine Umweltprüfung und eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt. Sie erfüllen insgesamt die rechtlichen Anfor-
derungen und legen die voraussichtlichen Umweltauswirkungen trans-
parent dar. Sie haben für den auf Basis technischer und umweltfachli-
cher Kriterien festgelegten Entnahmebereich und den Trassenverlauf 
der Rheinwassertransportleitung die voraussichtlichen erheblichen Aus-
wirkungen auf die Umwelt ermittelt, beschrieben und bewertet sowie 
umfangreiche Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung der von 
dem Vorhaben ausgehenden Auswirkungen dargestellt. Sie kommen zu 
dem Ergebnis, dass die Rheinwassertransportleitung (mit Pumpwerk 
hinter dem Deich und Entnahmebauwerk am Rhein bei Rhein-Km 712,6 
sowie einem nördlichen Trassenkorridor von Dormagen-Rheinfeld bis 
zum RWE-Betriebsgelände bei Frimmersdorf) technisch machbar und 
umweltfachlich zulässig ist. Dabei wurden auch mögliche Alternativen 
der Trassenführung und alternative Standorte von Entnahme- und 
Pumpbauwerk berücksichtigt. Erhebliche Beeinträchtigungen auf 
Schutzgüter werden als grundsätzlich vermeidbar, auf jeden Fall aus-
gleichbar bewertet. Unüberwindbare Hindernisse, auch unter den As-
pekten des Gebiets- und Artenschutzes, werden nach derzeitigem 
Stand nicht erwartet. Dies gilt auch für die FFH-Gebiete „Knechtstede-
ner Wald mit Chorbusch“ und „Rhein-Fischschutzzone zwischen Em-
merich und Bad Honnef“, für die Verträglichkeitsuntersuchungen durch-
geführt wurden (vgl. Kapitel 3.4 und 3.6 dieses Braunkohlenplans). 
 
Im Ergebnis werden die Erfordernisse des Umweltschutzes durch die 
Planung angemessen berücksichtigt. Auch die gemäß § 10 Abs. 3 ROG 
dem Braunkohlenplan beizufügende zusammenfassende Erklärung ent-
spricht den rechtlichen Anforderungen. 
 
Die Rheinwassertransportleitung trägt darüber hinaus dazu bei, dass 
der Braunkohlenabbau umweltverträglich erfolgen kann. Denn die Zu-
führung von Rheinwasser ist aus ökologischen Gründen zur ausreichen-
den Versorgung der schützenswerten Naturräume im Nordraum und zur 
beschleunigten Wiederanreicherung des Grundwasserkörpers erforder-
lich. Letzteres trägt zudem dazu bei, dass die Feuchtgebiete nach Been-
digung des Tagebaus wasserwirtschaftlich schnellstmöglich wieder au-
tark werden können. 
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Die Auswirkungen der Befüllung des Restsees mit Rheinwasser oder die 
Verwendung des Rheinwassers als Ersatz-, Ausgleichs- oder Ökowas-
ser sind nicht Gegenstand des vorliegenden Braunkohlenplans. Die kon-
krete Bewertung der Wasserbeschaffenheit des (zukünftigen) Rheinwas-
sers, deren mögliche Auswirkungen und die Entscheidung über die Not-
wendigkeit und den Umfang etwaiger Anlagen oder Maßnahmen zur 
weiteren Aufbereitung erfolgen in den noch erforderlichen bergrechtli-
chen Betriebsplan- und wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren. 
 
3. Soziale Belange der vom Braunkohlentagebau Betroffenen: 

Nach den Festlegungen des Braunkohlenplans Garzweiler II soll die 
Seebefüllung in einem Zeitraum von 40 Jahren nach Beendigung des 
Tagebaubetriebs abgeschlossen sein (s. Braunkohlenplan Garzweiler II, 
Kapitel 2.6). Dies kann nur die Zuführung von Rheinwasser gewährleis-
ten. Eine Seefüllung allein aus ansteigendem Grundwasser würde weit 
über das Jahr 2100 hinaus dauern. Somit bietet erst die Heranführung 
von Rheinwasser der Region und den Menschen eine zeitliche Perspek-
tive für die künftige Seenutzung. Darüber hinaus gewährleistet die Ein-
leitung von Rheinwasser die Standsicherheit der Seeböschungen nicht 
nur im Endzustand, sondern bereits für die Befüllungsphase, in der erste 
Zwischennutzungen ermöglicht werden sollen. Die Rheinwassertrans-
portleitung trägt somit wesentlich zur Sozialverträglichkeit des Braun-
kohlenabbaus bei. 
 
Mit der Festlegung einer Trasse für die Rheinwassertransportleitung und 
damit verbundener Flächeninanspruchnahmen wird darüber hinaus vor 
allem in Belange der Landwirtschaft eingegriffen. Ihre Interessen wer-
den durch die „Rahmenregelung zum Ausgleich der Beeinträchtigung 
durch die Rheinwassertransportleitung“ (Ausgleich von Nutzungsein-
schränkungen, aber auch von Schäden durch Bau und Betrieb der Lei-
tung sowie durch die Rekultivierung) angemessen berücksichtigt. Sie 
wurde von der Bezirksregierung Köln, der Landwirtschaftskammer und 
dem Rheinischen Landwirtschaftsverband mit der RWE Power AG erar-
beitet. Sie ist Grundlage für einvernehmlich abzuschließende Vereinba-
rungen. Zusammenfassend werden auch damit die sozialen Belange 
der Betroffenen angemessen berücksichtigt. 
 
Im Auftrag 
 
 
 
Dr. Alexandra Renz 
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